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Patientenvertretung im Gemeinsamen Bundesausschuss 

Presseerklärung zur Sitzung des Gemeinsamen Bundesausschusses am 19. Dezember 2013
Umsetzung der ASV in der Onkologie: Ende der Grabenkämpfe? 
Trotz klarer Mängel in der Qualitätssicherung Hoffnung auf bessere Versorgung von Patientinnen und Patienten mit fortgeschrittenen Krebserkrankungen. 
Berlin, 20.02.2014. 
Mit dem heutigen Beschluss zur Ambulanten Spezialfachärztlichen Versorgung (ASV) zu „gastrointestinalen Tumoren und Tumoren der Bauchhöhle“ wurden erstmals Anforderungen und Leistungsumfang einer onkologischen Indikationsgruppe festgelegt. 

Im Bereich der Onkologie existieren bereits gut funktionierende und vernetzte Strukturen einer interdisziplinären Zusammenarbeit im Bereich niedergelassener Vertragsärzte. Mit der ASV soll nun eine engere Vernetzung der stationären und der ambulanten Versorgung bei einheitlichen Standards viele Vorteile bringen
Niedergelassene Ärzte fürchteten um ihre Existenz durch die Zulassung der Krankenhäuser zur ambulantem Behandlung. Die ASV regelt nun die sektorenübergreifende Versorgung unter gleichen Bedingungen.
Die Patientenvertretung fordert, dass die ASV für die gastrointestinalen Tumore nicht hinter den Anforderungen der Onkologievereinbarung zurückbleibt. Dies bezieht sich auf den Nachweis fachlicher Voraussetzungen der Teamleitung, praktischen Erfahrungen als Zulassungsvoraussetzung, die Dokumentation sowie die Qualitätssicherung.

„Zu einem Rückschritt in Bezug auf bestehende Vereinbarungen zu Struktur- und Prozessqualität in der Onkologie darf es nicht kommen“, betont Renate Pfeifer, Sprecherin der Patientenvertretung im zuständigen Unterausschuss, „ansonsten wird die ASV zur bloßen Abrechnungssystematik für Ärzte und Krankenhäuser ohne Bezug zum Patienten.“

Ziel eines Starts der ASV in der Onkologie muss die Verbesserung der Versorgung für die Patienten bleiben. Deshalb bedarf es einer begleitenden Evaluation auf Grundlage einer zu diesem Zwecke erstellten Dokumentation. Hier wurde erneut die Chance verpasst, von der Patientenvertretung eingeforderte, indikationsspezifische Dokumentationspflichten festzulegen, die eine notwendige ergebnisoriente und qualitative Beurteilung der Behandlung ermöglicht hätten. Aus Sicht der Patientenvertretung ist es zudem dringend notwendig, ASV-spezifische einrichtungsinterne und einrichtungsübergreifende Maßnahmen der Qualitätssicherung festzulegen. 

Ansprechpartnerin: Renate Pfeifer, Sprecherin der Patientenvertretung im Unterausschuss ASV,

BAG-Selbsthilfe, Tel.: 0228/28733236, Fax: 0170 8128435, Mail: renate.pfeifer@uni-bonn.de

______________

Die Patientenvertretung im G-BA besteht aus Vertreterinnen und Vertretern der vier maßgeblichen Patientenorganisationen entsprechend der Patientenbeteiligungsverordnung: 
· Deutscher Behindertenrat, 
· Bundesarbeitsgemeinschaft PatientInnenstellen und -initiativen, 
· Deutsche Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfegruppen e.V.

· Verbraucherzentrale Bundesverband e.V.  
Die Patientenvertretung im G-BA kann mitberaten und Anträge stellen, hat aber kein Stimmrecht.

BundesArbeitsGemeinschaft der PatientInnen-stellen und -initiativen








